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ad Punkt 1) 

Der Vorsitzende führt zu diesem Gespräch mit der ASFINAG aus, dass dieses Gespräch von GV 

Mayr im Zuge von Besuchen von LH-Stv. Hiesl in dessen Firma angeregt wurde. Der Bürger-

meister betont, dass bereits im Jahr 2010 über seine Initiative Lärmmessungen im Auftrag der 

ASFINAG durch das Büro TAS durchgeführt wurden. Weiters habe er an der JHV der Schutz-

gemeinschaft A 8 im heurigen Frühjahr teilgenommen und dort die Bedenken hinsichtlich 

Gleich- bzw. Ungleichbehandlung der Autobahnanrainergemeinden angesprochen und dem Ge-

meindevorstand und Gemeinderat darüber berichtet. Dieser Punkt soll fortgeführt werden, sobald 

die beiden Herren anwesend sind. 

Bgm. Reinthaler begrüßt Herrn Ing. Bötscher von der ASFINAG und Herrn Ing. Waldenberger 

von der Schutzgemeinschaft A8 und stellt fest, dass dieses Gespräch über Anregung von GV 

Mayr anberaumt wurde und er ersucht sodann GV Mayr um seine Ausführungen. Dieser gibt zu 

verstehen, dass in den letzten Jahren nichts passiert ist und es wurden die Lärmschutzwände zum 

Betriebsbaugebiet auf Reichersberger Seite sehr hoch und blieb die Lärmschutzwand zum 

Wohngebiet Ort nieder. Dies stellt einen unzufrieden stellenden Umstand dar und es bedarf einer 

Verbesserung für die Bevölkerung und soll heute geklärt werden, welche Möglichkeiten gegeben 

sind. Vielleicht kann eine Lärmdämmung durch Schüttungen erreicht werden. Herr Ing. Bötscher 

stellt fest, dass er bei der ASFINAG für OÖ. und Salzburg zuständig sei und er wurde von LH-

Stv.Hiesl gebeten alle Fraktionen zu informieren. 2003 wurde die Litzka-Studie für den 6-

streifigen Ausbau der Autobahn vom Knoten Wels bis Suben in Auftrag gegeben. Bei diesem 

Konzept wurden die Abschnitte lärmtechnisch untersucht und in 20 Bereiche gegliedert. Ort 

wurde in der Dringlichkeitsreihung in Kategorie 3 gestuft, Hart in Kategorie 2 und Antiesenh-

ofen in Kategorie 1. Der Bau der Lärmschutzwände in Hart erfolgte 2006 und ergaben Untersu-

chungen für Ort im Jahr 2007, dass Lärmschutzmaßnahmen von der Wirtschaftlichkeit her nicht 

vertretbar sind. Laut Dienstanweisung ist die Wirtschaftlichkeit nur dann gegeben, wenn die 

Lärmschutzwände höchstens 6 x so teuer als fiktive Maßnahmen sind. Der Wirtschaftlichkeits-

faktor in Ort liegt 1 : 13 und es werden somit nur passive Maßnahmen (sprich Fenster der Fam. 

Loher) gefördert. 2010 gab es dann eine Anfrage seitens der Gemeinde Ort und wurde in Ab-

stimmung mit der Gemeinde eine Lärmmessung vorgenommen, welche im konkreten Fall über 

1,5 Monate von einem unabhängigen Zivilingenieur durchgeführt wurde. Des Ergebnis zeigte, 

dass die Messungen mit den Berechnungen überein stimmen. Die ASFINAG ist ein vom Rech-

nungshof geprüftes Unternehmen und man muss sich an die geltenden Richtlinien halten und 

sind die Ergebnisse der Untersuchung bindend. GV Mayr stellt fest, dass in der Litzka-Studie für 

Ort ein Lärmschutz versprochen wurde und er möchte wissen, warum dem nicht nachgekommen 

wird. Herr Ing. Bötscher kann hier kein Versprechen heraus lesen und es wurde auf Grund der 

lärmtechnischen Untersuchung festgelegt, welche Maßnahmen zu setzen sind und gibt es hier 

nun mal Prioritätenreihungen. GV Mayr hat hier andere Aussagen im Kopf. Für Bgm. Reinthaler 

ist es aber augenscheinlich, dass hier etwas nicht stimmt, wenn in Reichersberg die Lärmschutz-

wand 4,5 m hoch und auf Orter Seite nur 2,5 m hoch ist und man kann von den Anrainern nicht 

verlangen, dass nur bei geschlossenen Fenstern geschlafen wird. In Reichersberg sind wesentlich 

weniger Einwohner betroffen als in Ort. Herr Ing. Bötscher bezeichnet den Lärm als subjektiv 

und andererseits wurde die Dienstanweisung des Bundesministeriums 2006 und 2011 geändert. 

Zudem gab es auch Übergangsfristen. Er spricht hier zum Vergleich die Sanierung der Westauto-

bahn an, wo jetzt auch schon sparsamer gearbeitet wird (sprich Vorchdorf). GV Hölzl gibt zu 

verstehen, dass es eigentlich eine Studie geben müsste, welche die negativen Auswirkungen für 

Ort durch die Maßnahme Hart dokumentiert. Eine Erhöhung um 10 db kommt einer Verdoppe-

lung der Lautstärke gleich. GR Zeilberger stellt fest, dass man sich die Lärmbelästigung doch 

nicht nur einbilde. Er kann sich nicht erklären, warum Hart die Kategorie 2 hat und Ort in 3 ein-

gestuft wurde. In diesem Zusammenhang werden auch die Geschwindigkeitsbeschränkungen bei 
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Baustellen angesprochen. Herr Ing. Bötscher verweist auf gewisse akustische Eigenschaften und 

ist zum Beispiel bei einer Glaswand eine Verschlechterung gegeben. GV Bachmayer kommt auf 

die wirtschaftlichen Kriterien zu sprechen und verweist Herr Ing. Bötscher auf die Erhebung und 

Klassifizierung der Gebäude und wurde dies wirtschaftlich bestätigt. Es wurde eine Detaillärm-

schutzuntersuchung in Auftrag gegeben. GR Ing. Badergruber führt das technische Loch zwi-

schen Ort und Antiesenhofen an, wo keinerlei Lärmschutz gegeben ist und es hat dies Auswir-

kungen auf einen Teil der Orter Bevölkerung. Dem hält Herr Ing. Bötscher entgegen, dass dort 

Lärmschutzmaßnahmen kaum merkbar bzw. fast wirkungslos wären und es sind immer meteoro-

logische Schwankungen gegeben. Er verweist auf Messungen beim Objekt Witzmann, wo 

Schwankungen um 9 db gegeben waren und der Grenzwert keine Spitzenbewertung ergab. Je-

denfalls hat dies keine Auswirkungen für den Ortskern und es muss eine Maßnahme eine Min-

destwirkung von 5 db bringen. GR Gurtner kann ebenfalls die Einstufung Hart und Ort nicht 

nachvollziehen und  es ist dies unerklärlich und sie erkundigt sich, ob diese Überprüfungen zum 

gleichen Zeitraum erfolgten. Herr Ing. Bötscher verweist auf punktuelle Messungen von 5 Pro-

jekten (61 km von Wels bis Suben) innerhalb eines Jahres. Es ist dies alles in der Litza-Studie 

nachzulesen. GV Mayr kommt auf die Ausführungen 2007 zu sprechen und versteht nicht, wa-

rum Ort entgegen der Ursprungsstudie jetzt heraus gefallen ist. Dazu gibt Herr Ing. Bötscher zu 

verstehen, dass in Pichl bei Wels die Autobahn auch nicht 6-spurig ausgebaut wird (Generaler-

neuerungsstudie). Im Zuge der Litzka-Studie wurde ein Bauprogramm erstellt, welches vor der 

Realisierung steht und es gab dazu Detaillärmschutzuntersuchungen. GV Bachmayer kann sich 

nicht vorstellen, dass rechts der Autobahn mehr Lärm gegeben ist als links und man hätte in Hart 

auch vom Ortskern ausgehen müssen. Herr Ing. Bötscher führt dazu aus, dass auf der rechten 

Seite eine größere Anzahl von Häusern näher an der Autobahn liegen als in Ort und außerdem 

war rechts nur eine Lärmschutzwand in einer Höhe von 1,5 m gegeben und in Ort betrug damals 

die Lärmschutzwand schon 2,5 m. Herr Ing. Waldenberger gibt zu verstehen, dass die Schutzge-

meinschaft A8 eine Diskussion beabsichtigt und man soll der Sache auf den Grund gehen bzw. 

soll dies genauer aufgearbeitet werden. Für Ort hat sich die neue Dienstanweisung negativ aus-

gewirkt und es soll dies für Ort aufgearbeitet werden. GS Trausinger erläutert zum seinerzeitigen 

Ablauf, dass im Jahr 2005 ein Gespräch bei LH-Stv. Hiesl stattfand, wo gegen die Litzka-Studie 

interveniert wurde. Man ging damals von einem gleichzeitigen Lärmschutz für Hart und Ort aus. 

Die Litzka-Studie stellte die Grundlage für die weitere Planung dar und wurde der Bereich Hart 

ein halbes Jahr später geplant und die Maßnahme für Ort für ein Jahr später zugesagt. Dann kam 

die geänderte Dienstanweisung und Ort blieb auf der Strecke, obwohl versprochen wurde, dass es 

für Ort keine Verschlechterung gibt. Tatsächlich musste die Bevölkerung aber wahrnehmen, dass 

mehr Lärm nach Ort transportiert wird und er spricht hier von Pflanzerei. Die Klassifizierung ist 

ihm auch erst heute bewusst geworden. Er führt zum Lärmpegel die Gärtnerei Feldweber an, 

welche direkt am Autobahndamm situiert ist und es ist der Lärm dort geringer als bei Objekten, 

welche weiter weg liegen. Ort wird von der Autobahn in einem Viertelbogen umfahren und es 

wurde bereits bei Besprechungen bezüglich der Mülldeponie zu 64 bis 67 % eine Westwet-

terströmung bescheinigt. Von den Bürgern in Bischelsdorf erfahren wir ständig, dass es laut ist 

und teilweise schlägt sich der Lärm auch beim Aichberg. Er sieht hier eine zu oberflächliche Be-

urteilung gegeben und man wurde 2005 auf 2006 vertröstet. Bgm. Reinthaler bemerkt, dass bei 

der Jahreshauptversammlung der Schutzgemeinschaft A 8 auf eine neue Dienstanweisung ver-

wiesen wurde, welche keine direkte Verbesserung bringen soll. Herr Ing. Waldenberger stellt 

dazu fest, dass es bei der DA 2011 neue Berechnungen zum lärmarmen Asphalt gibt.  Als Prob-

lem bezeichnet er den Umstand, dass die A8 massiv betroffen ist. Herr Ing. Bötscher gibt zu ver-

stehen, dass die ASFINAG seit 2006 aus der Landesregierung ausgegliedert und an die Dienst-

anweisung gebunden ist. GV Mayr versteht trotzdem nicht, warum Ort bei den Lärmschutzmaß-

nahmen heraus gefallen ist  und es sind von den 1200 Einwohnern 900 Einwohner massiv betrof-

fen. Faktum ist, dass es für Ort eine Lösung geben muss. Die momentane Situation verbessert die 
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Situation der Bürger nicht. Herr Ing. Bötscher stellt fest, dass er nie behauptet habe, dass dies 

alles passt. Es gibt aber Grenzwerte laut der Dienstanweisung und man muss sich an die Richtli-

nien und Maßnahmen halten. Die ASFINAG hat diese Vorschriften nicht gemacht und es wurde 

2007 eine Detailuntersuchung in Auftrag gegeben. GR Ing. Badergruber gibt zu bedenken, dass 

seither das Verkehrsaufkommen aber gestiegen ist und hält Herr Ing. Bötscher dem entgegen, 

dass die Verkehrsuntersuchungen heuer überarbeitet  und der IST-Zustand festgestellt wird. Da-

bei werden auch die Ausgangsdaten überprüft. GR Ing. Badergruber führt weiters aus, dass auch 

zu berücksichtigen wäre, dass sich der Schall beim Aichberg schlägt. Herr Ing. Bötscher stellt 

dazu fest, dass der Wald dämmt und dieser den Schall bricht. Dazu verweist Bgm. Reinthaler auf 

massive Abholzungen entlang der Autobahn und es erklärt Herr Ing. Bötscher, dass Randbe-

pflanzungen schalltechnisch nichts bringen. GS Trausinger sieht hier schon einen Widerspruch 

gegeben. Er kommt nochmals auf das Gespräch mit LH-Stv. Hiesl im Jahr 2005 zu sprechen und 

man hätte sich danach schon die Einleitung von Planungsschritten erwartet. Man hat die Orter 

dann einfach dumm sterben lassen. GR Sinzinger gibt zu bedenken, dass in der Ortschaft Aich-

berg früher nie Autobahnlärm ein Thema war. Seit der Erhöhung der Lärmschutzwand auf Har-

ter-Seite kann man diesen Lärm aber jetzt teilweise wahrnehmen. GR Zeilberger erkundigt sich, 

ob den betroffenen Anrainern dann die Wohnraumlüftung bezahlt wird. Dazu stellt Herr Ing. 

Bötscher fest, dass bei Überschreitung eines gewissen Lärmpegels passive Lärmschutzmaßnah-

men gefördert werden und es gibt dazu lärmschutztechnische Berechnungen bzw. die Detaillärm-

schutzuntersuchung. GV Mayr erkundigt sich nach Möglichkeiten bezüglich der Einhaltung der 

Geschwindigkeitsbeschränkungen und es stellt Herr Ing. Bötscher fest, dass dies nicht in die Zu-

ständigkeit der ASFINAG fällt. Herr Ing. Waldenberger führt aus, dass sich vor 1 Jahr die Frau 

Bundesminister im Bereich Weibern eingesetzt hat und es wurden 6 neue Radarstationen ge-

schaffen. Bei Einhaltung der Geschwindigkeitsbeschränkungen geht es um 3 db, wobei die Be-

rechnungen auf verordnete Geschwindigkeiten gehen. Für GV Hölzl wäre die Sektion Kontrolle 

das wirksamste. Herr Ing. Bötscher sieht als nächsten Schritt die Erarbeitung eines neuen Gut-

achtens und wird es bei wesentlichen Abweichungen Überarbeitungen geben. GV Bachmayer 

erkundigt sich, was als geringfügig angesehen wird und betont Herr Ing. Bötscher, dass 20 % 

mehr Verkehrsaufkommen 1 db Unterschied bedeutet. Eine Verkehrsverdoppelung entspricht 3 

db. Geringfügig ist jedenfalls ein Bereich unter 1 db. Bgm. Reinthaler stellt fest, dass nach dem 

Baulos Haag - Ried eigentlich keine weiteren Maßnahmen mehr vorgesehen sind und verweist 

Herr Ing. Bötscher auf den Sicherheitsausbau (Bereich ohne Pannenstreifen), aber auch die tech-

nische Sanierung, jedoch gibt es noch keinen Bauablauf. GR Ing. Badergruber spricht zukünftige 

Planungen mit Tschechien an und es sieht Herr Ing. Bötscher eine Entlastung auch durch die 

Wirtschaftskrise gegeben bzw. ist man jetzt erst wieder auf dem Stand vor der Wirtschaftskrise. 

GR Ing. Badergruber fasst zusammen, dass für Ort die Dienstanweisung entscheidend ist. Er er-

kundigt sich nach einer Neubewertung für Ort bzw. welche Ratschläge es hier gibt. Nach Ansicht 

von Herrn Ing. Waldenberger wird eine Neubewertung nicht möglich sein. Herr Bortenschlager 

(als Zuhörer) sieht hier bei der Landespolitik nur heiße Luft gegeben und kann die ASFINAG 

eigentlich nichts entscheiden. Definitiv handelt es sich seiner Meinung nach um eine Geldsache. 

GV Hölzl bezeichnet die Aussage von LH-Stv. Hiesl als heiße Luft. Herr Ing. Waldenberger 

kann nur anbieten, dass zur Aufklärung beigetragen wird und es muss die Entwicklung mehr er-

klärt werden. Man muss sehen welche Auswirkungen die neuen Verkehrsstudien haben werden 

und es muss mehr Informationsaustausch geben. Die Lärmschutzwände werden nur sehr gering 

eingeschätzt. Bgm. Reinthaler führt einen Zeitungsbericht aus Niederösterreich an, wo von der 

ASFINAG auf einer Länge von 7,3 km 4 m hohe Lärmschutzwände errichtet wurden. Herr Ing. 

Bötscher kann sich nur vorstellen, dass es sich hier um einen Bauabschnitt von 7,3 km handelt, 

nicht aber um die Länge der Lärmschutzwand. Abschließend bedankt sich Bgm. Reinthaler bei 

den beiden Herrn für die Ausführungen und diese verabschieden sich sodann. 
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ad Punkt 2) 

Obmann Brandstötter bringt nachstehenden Bericht über die am 6.6. stattgefundene Prüfungsaus-

schusssitzung zur Verlesung. 

P R Ü F U N G S B E R I C H T 
über die am 6.6.2013 stattgefundene Prüfungsausschusssitzung 

 

ad Punkt 1) 

Zur Wasserabrechnung 2012 wird ausgeführt, dass laut den gemeldeten Zählerständen sich 

ein Wasserverbrauch für 2012 in Höhe von 27.141 m³ errechnet. Dem steht der von der 

Marktgemeinde St. Martin gemeldete Wasserverbrauch 2012 von 34.280 m² entgegen, so-

dass sich eine Differenz von 7.139 m³ bzw. 20,83 % errechnet. Am 22. und 23. Mai fand 

nun durch das Land OÖ. eine Überprüfung des Wasserleitungsnetzes statt und wurde dabei 

festgestellt, dass bei der Hauszuleitung zum Wohnhaus Ort 125 ein Defekt besteht und es 

wird hier ein täglicher Wasserverbrauch von 8 bis 10 m³ errechnet, was einem Jahresver-

brauch von rund 3.000 m³ entspricht.  Die Reparaturarbeiten wurden gestern vorgenom-

men.  

Zieht man diesen Verbrauch von der Differenz von 7.139 m³ ab, so verbleibt ein Unter-

schied von 4.139 m³ und entspricht dies in etwa 12 %, was andererseits gerade noch im 

Rahmen liegt. Es sei jedoch auch gesagt, dass der Wasserverbrauch der Marktgemeinde St. 

Martin exakt Ende Dezember festgestellt wurde und sich bei uns durch den Tausch der 

Wasserzähler (es waren fast 100 Zähler zu wechseln) der Ablesezeitpunkt teilweise um 2 

bis 3 Wochen verschoben hat. 

Momentan hat die Wassergenossenschaft St. Martin ein Problem mit einem getauschten 

Wasserzähler und es wäre demnach für Ort vom 31.12.2012 bis 5.6.2013 ein Wasserver-

brauch von 25.697 m³ (entspricht einem durchschnittlichen Tagesverbrauch von rund 165 

m³) gegeben. Im Vergleich dazu lag der Jahresverbrauch 2012 bei 33.121 m³ bzw. 34.280 

m³ und es kann dies  hier sicherlich nicht stimmen.  Bgm. Reinthaler hat dies auch gestern 

an die Marktgemeinde St. Martin so weitergeleitet.  

Zum Vergleich liegt eine Aufstellung der Wasserversorgungsanlage St. Martin vor, wonach 

vom 1.1. bis 3.4. insgesamt 7.234 m³ Wasserverbrauch aufscheinen und die zuletzt über-

mittelte Liste zeigt per 3.4. einen Wasserverbrauch von 14.427 m3. 

Beratung: 

Obmann Brandstötter stellt fest, dass der ursprüngliche Abgang nicht plausibel war. Eine 

Leitungsundichte kann immer wieder passieren. GR Wagner betont, dass er bei der Über-

prüfung dabei war und bis auf 2 Hydranten alles dicht war. GR Zeilberger erkundigt sich 

nach dem Verursacher und es wird hier auf die Fa. Braumann verwiesen und verweist Ob-

mann Brandstötter auf die Verjährung. Nach Aussage von GR Zeilberger gibt es bei verste-

cken Baumängeln keine Verjährung und gibt GR Wagner zu verstehen, dass es sich hier 

um die Zuleitung auf Privatgrund handelt und es müsste nach Ansicht von Obmann  

Brandstötter dann eigentlich der Besitzer haftbar gemacht werden. Dazu erläutert die 

Schriftführerin, dass bei jenen Objekten, welche gleich angeschlossen haben, die Zuleitung 

bis zur Hausmauer von der Gemeinde getätigt wurden und folglich auch die Erhaltung bei 

der Gemeinde liegt. Zusammenfassend sieht Obmann Brandstötter aber bei einem Verlust 

von rd. 12 % keinen Handlungsbedarf und es war gut, dass man hier gleich tätig wurde. 

ad Punkt 2) 

Obmann Brandstötter stellt fest, dass heute die Zwischenabrechnung für die Zufahrtsstraße 

beim Betriebsbaugebiet der Fa. Benteler auf der Tagesordnung steht, da nicht absehbar ist, 

wann dieses Projekt weitergeführt bzw. abgeschlossen werden kann. Die bisher angefalle-

nen Kosten bzw. erhaltenen Zuschüsse sehen wie folgt aus: 
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Grundeinlösekosten 2012 41600,00  

Baukosten 2012 294424,20  

Baukosten 2013 (Zaun) 7657,96  

Arbeitsleist. Gde.Arb. 2012 9800,00  

Bisherige Ausgaben  353482,16 

Einnahmen:   

Land Ersatz Personal-

u.Geräteeinsatz 

50690,97  

Landesbeitrag 30000,00  

BZ-Mittel 30000,00  

Anteilsbeitrag ord.HH  23910,86  

Bisherige Einnahmen  134601,83 

Derzeitiger Abgang  218880,33 

Beratung: 

Die Schriftführerin erläutert, dass die Darlehensaufnahme bisher noch nicht erfolgte, da ei-

nerseits vom Gemeinderat die Darlehensaufnahme in Höhe von 210.000,-- beschlossen 

wurde (gemäß der mündlichen Vereinbarung mit dem Land OÖ.) und beim genehmigten 

Finanzierungsplan des Landes nur eine Darlehensaufnahme in Höhe von € 124.000,-- be-

willigt wurde und es bedarf dies noch einer Abklärung mit dem Land. Auch wird es bei den 

Grundeinlösekosten noch eine Rückverrechnung geben, da tatsächlich weniger Grund be-

ansprucht wurde, als dies geplant war. GR Deschberger erkundigt sich, wer den Kanal von 

der Fa. Benteler zum Verbandskanal bezahlt hat bzw. wem dieser gehört. Es stellt sich 

durch diese Kanalzuleitung für ihn die Frage, ob die Fa. Benteler dann tatsächlich Indirek-

teinleiter ist. Diese Sache kann heute nicht geklärt werden. Grundsätzlich gibt Obmann 

Brandstötter zu diesen Baukosten zu verstehen, dass rein von der verbauten Fläche und 

Kubatur diese Kosten realistisch erscheinen. Er verweist an dieser Stelle auf die Aussage 

von Herrn LR Hieglsberger vor 2 Jahren in St. Martin, wonach künftig für Straßenbauten 

keine Zuschüsse mehr gewährt werden. Das bedeutet, dass künftige Straßenbauten mit Ei-

genleistungen der Gemeinde zu finanzieren sind und es hat dies auch auf Wohnbauwid-

mungen Auswirkungen. Bedenklich bezeichnet er bei diesem Vorhaben, dass bei solchen 

Summen keine Ausschreibung erfolgte und wurde diese Ausführung durch die Straßen-

meisterei der Gemeinde vom Land aufs Auge gedrückt. Es wird sodann in die einzelnen 

Kontoblätter Einsicht genommen und festgehalten dass ein Teilstück hier noch asphaltiert 

werden muss Dem Prüfungsausschuss erscheinen jedenfalls diese Straßenbaukosten plau-

sibel. 

ad Punkt 3) 

Es werden die Belege der Monate Dezember 2012 bis Mai 2013 einer Kontrolle unterzo-

gen. GR Ranseder spricht die Kosten für eine Expresszustellung eines Reisepasses an und 

erläutert die Schriftführerin dazu, dass hier ein Reisepaßantrag für ein Kleinkind bei der 

Gemeinde abgegeben wurde und dieser dann nicht fristgerecht zur BH gebracht wurde (es 

war längere Zeit niemand auf der BH). Jedenfalls ist dann der Vater gekommen und hat 

mitgeteilt, dass er mit seinem Kleinkind in 4 Tagen ins Ausland fahren werde und der Paß 

nicht mehr zeitgerecht ausgestellt werden kann. Nach Rücksprache mit der Bürgerservice-

stelle konnte dann durch eine Expreßzustellung die Sache erledigt werden und musste die 

Gemeinde diese Kosten übernehmen. Obmann Brandstötter spricht die Heizkostenzuschüs-

se an und es wurden hier insgesamt € 3.150,-- vorfinanziert. GR Ranseder erkundigt sich 

nach dem Produkt „Colmix“ und es handelt sich dabei um Kaltasphalt. Obmann Brandstöt-

ter kommt auf die Winterdienstkosten zu sprechen und er könnte sich vorstellen, dass bei 

der nächsten Sitzung die Winterdienstkosten der letzten 4 Winter verglichen werden. In 

weiterer Folge kommt er auf die Aussage von GR Wagner im Vorjahr zu sprechen, wonach 
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bei einem Ankauf eines Traktors zum jetzigen Zeitpunkt für das Altgerät noch ein halb-

wegs  guter  Preis  erzielt werden könnte (für 13 Jahre alten Traktor geschätzt rund € 

25.000,--). AL Trausinger spricht die Reparaturanfälligkeit an und man könnte aus wirt-

schaftlichen Gründen eine Neuanschaffung überlegen. GR Deschberger spricht die enorm 

hohen Reparaturkosten an und kommt Obmann Brandstötter in weiterer Folge auf die Re-

paratur der Brandschutzklappen in der Mehrzweckhalle zu sprechen. Zum Hochwasserpro-

jekt verweist Obmann Brandstötter auf den Umstand, dass die Gemeinde Ort den Anteil 

der Gemeinde Reichersberg übernehmen müsste (Differenz von 8 auf 15 %) damit hier 

endlich das Projekt weiter betrieben werden kann. Jedenfalls erging am vergangenen Mitt-

woch an Frau Mag. Kasberger ein E-Mail, wo auf diese Blockade seitens der Gemeinde 

Reichersberger hingewiesen wurde.  

ad Punkt 4) 

Unter Punkt „Allfälliges“ fasst Obmann Brandstötter zusammen, dass die Mitglieder des 

Prüfungsausschusses den Vorschlag des Prüfungsberichtes zur Stellungnahme erhalten und 

es könnten dann eventuell noch Änderungen vorgenommen werden. Bei der nächsten Sit-

zung etwa Anfang September sollen folgende Punkte behandelt werden: 

Winterdienstabrechnung der letzten 4 Winter 

Abrechnung Woodstock 2013 

GR Wagner weist abschließend auf die Entsorgung eines ganzen Wagens voll Grünschnitt 

beim Grünschnittcontainer hin und es soll bei derartigen Mengen gleich zu Herrn Egger 

Alois gefahren werden. Der Prüfungsausschuss spricht sich dafür aus, dass darauf in der 

nächsten Gemeindezeitung hingewiesen wird. 

 

Beratung: 

Obmann Brandstötter verweist hier auf den Umstand, dass zwischenzeitlich der Wasserverbrauch 

laut den vorliegenden Meldungen mit der Abrechnung von St. Martin nicht überein stimmt und 

es erfolgt nunmehr auch eine Zwischenabrechnung für das 1. Halbjahr 2013. Die großen Spitzen 

bei der Wasserabnahme sind unerklärlich und muss dies mit St. Martin abgeklärt werden. Zum 

Straßenbau des Betriebsbaugebietes stellt er fest, dass hier noch die Entscheidung bezüglich des 

Darlehens offen ist und es sollte ehestmöglich die Darlehensaufnahme getätigt werden. Bgm. 

Reinthaler stellt zum ungeklärten Wasserverbrauch fest, dass offenbar in St. Martin ein Problem 

bei einem getauschten Wasserzähler der Übernahmestation besteht und er verweist auf einen 

Tagesverbrauch in der Vorwoche von 279 m³. Im Vorjahr lag der Durchschnittstagesverbrauch 

bei 85 bis 90 m³. Für GR Brandstötter könnte der Mehrverbrauch auf die Befüllung von 20 Pools 

zurückgeführt werden. Der Vorsitzende betont, dass keine besonderen Abweichungen bekannt 

sind und erfolgte auch bei der Fa. Benteler keine zusätzliche Befüllung. Die Sache wird sehr 

schwierig nachvollziehbar sein und es findet deshalb am Mittwoch ein Gespräch in St. Martin 

statt. Er selbst kann sich diese Mengen jedenfalls nicht vorstellen. GR Wagner verweist auf die 

Überprüfung durch das Land und es wurde in der Vorwoche im Zeitraum 0,30 bis 2,30 Uhr eine 

Abweichung von 20 Litern festgestellt. Nach Ansicht von GR Ing. Badergruber müsste bei einem 

derart großen Verlust ein Druckverlust gegeben sein. Bgm. Reinthaler erläutert, dass derzeit von 

der Marktgemeinde St. Martin die täglichen Aufzeichnungen fehlen. GR Markl gibt zu verste-

hen, dass er privat teilweise einen Druckverlust feststellt (unter 2 bar) und wurde dies von ihm 

auch schon gemeldet.  Der Vorsitzende kommt in diesem Zusammenhang auf die Befragung hin-

sichtlich der Poolbefüllungen zu sprechen, was teilweise bei der Bevölkerung nicht gut ankam. 

Es erfolgte diese Befragung aber über Wunsch der Marktgemeinde St. Martin. Für Obmann 

Brandstötter sind diese Mengen unerklärlich und er verweist auf die Überprüfung des Ortsnetzes 

durch den Meßbus des Landes, wo praktisch bis auf 1 Fall keine Mängel festgestellt wurden. GR 

Sinzinger könnte sich vorstellen, dass ein 2. Zähler dazu angebracht wird und verweist GR 

Deschberger auf die Aufzeichnungen der Pumpen und es müsste demnach festgestellt werden 
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können, ob diese länger laufen. Zum Punkt 2 des Prüfungsberichtes fordert Obmann Brandstötter 

die Abklärung hinsichtlich des Darlehens. Hauptakteur bei diesem Vorhaben war die Straßen-

meisterei und erfolgte dieser Straßenbau ohne Ausschreibung. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben vorstehender Prü-

fungsbericht zur Kenntnis genommen.  

 

ad Punkt 3) 

Der Vorsitzende erläutert, dass bei der Kinderbetreuungseinrichtungsordnung die Ferienzeiten 

für das Kindergartenjahr 2013/14 neu festzulegen waren. Sämtliche anderen Teile der Verord-

nung bleiben unberührt und sieht diese wie folgt aus: 

 

Kinderbetreuungseinrichtungsordnung 

KBEO 
für den KINDERGARTEN  ORT IM INNKREIS 

 
gültig ab 02.09.2013 

 

Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung  
 
Die Gemeinde Ort im Innkreis betreibt eine Kinderbetreuungseinrichtung nach den Bestimmungen 
des Oö. Kinderbetreuungsgesetzes 2007, LGBl. Nr. 39 /2007, i.d.F. der Novelle 2010, LGBl. Nr. 
59/2010, mit dem Sitz in Ort im Innkreis Nr. 202. 
 

Arbeitsjahr und Ferien 
 
Das Arbeitsjahr der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt am ersten Montag im September und 
dauert bis zum Beginn des nächsten Arbeitsjahres.  
 

2.1. Die Hauptferien beginnen am 23.07.2014 und enden am 31.08.2014    
2.2. Die Weihnachtsferien beginnen am 24.12.2013 und enden am 06.01.2014 
2.3. Die Osterferien beginnen am 12.04.2014 und enden am 22.04.2014 
2.4. Die Pfingstferien beginnen am 07.06.2014 und enden am 10.06.2014 

 

Öffnungszeit der Kinderbetreuungseinrichtung 
 

Die Öffnungszeiten werden wie folgt festgesetzt: 
 
a) Kindergartengruppe(n)  
 

 von: bis: 

Montag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

Dienstag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

Mittwoch 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

Donnerstag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

Freitag 07:00 Uhr 13:00 Uhr 

 
Für die Kindergartengruppe(n) wird ein Frühdienst (Randzeit) 
von 06:45 bis 07:00 Uhr festgesetzt. 
 

Die Kinderbetreuungseinrichtung wird ohne Mittagsbetrieb geführt.  
 

An Samstagen sowie an Sonn- und Feiertagen bleibt die Kinderbetreuungseinrichtung geschlossen. 
 

Die Aufenthaltsdauer unter 3-jähriger Kinder in der Kinderbetreuungseinrichtung soll 6 Stunden, ein-
schließlich der Mittagsruhe höchstens 8 Stunden täglich, nicht überschreiten. 

 

Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung 
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Die Kinderbetreuungseinrichtung ist nach Maßgabe der Bestimmungen des Oö. Kinderbetreuungsge-
setzes, LGBl. Nr. 39/2007, i. d. g. F.  
allgemein zugänglich. 

In der Kinderbetreuungseinrichtung wird eine alterserweiterte Kindergartengruppe mit  
 Kindern ab dem vollendeten 30. Lebensmonat  geführt. 
 

Für die Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung ist eine Anmeldung des Kindes durch die Eltern / 
Erziehungsberechtigten erforderlich. Die Anmeldung hat persönlich bei  der Leitung des Kinder-
garten Ort im Innkreis zu erfolgen und es wird der Anmeldetermin bekannt gegeben. Für den 
Kindergarten muss die Anmeldung, außer für die kindergartenpflichtigen Kinder, für mindestens 
3 Tage pro Woche erfolgen.  
 

Der Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist ausgenommen für kindergartenpflichtige Kinder frei-
willig. 

 

Bei der Aufnahme wird sichergestellt, dass kindergartenpflichtige Kinder einen Platz erhalten, ohne 

dass jüngere Kinder, die bereits den Kindergarten besuchen, abgemeldet werden müs-

sen. 
 

Zur Anmeldung sind folgende Unterlagen mitzubringen: 
 

a) Geburtsurkunde oder Geburtsbescheinigung des Kindes, 

b) ärztliche Bescheinigung über den allgemeinen Gesundheitszustandes des Kindes, 

c) Impfbescheinigung 

d) Meldezettel 

e) Bestätigung über die Berufstätigkeit, Arbeitssuche oder Ausbildung der Eltern (für Kinder 
unter 3 Jahren) 

 
Die Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis entscheidet bis Anfang Juli jeden Jahres über die Auf-

nahme in die Kinderbetreuungseinrichtung und teilt diese den Eltern / Erziehungsberechtigten 
schriftlich mit.  

 
Wird die Aufnahme eines kindergartenpflichtigen Kindes verweigert, hat die Landesregierung auf Ver-

langen der Eltern auf eine einvernehmliche Einigung zwischen den Eltern und dem Rechtsträger 
hinzuwirken. Kommt innerhalb eines Monats keine Einigung über die Aufnahme des kindergar-
tenpflichtigen Kindes zustande, können die Eltern eine schriftliche Beschwerde an die Landes-
regierung erheben. 

 
Übersteigt die Zahl der Anmeldungen die Zahl der verfügbaren Plätze, werden jene Kinder unter 3 Jah-

ren bevorzugt aufgenommen, deren Eltern berufstätig, arbeitssuchend oder in Ausbildung sind 
oder deren familiäre oder soziale Verhältnisse eine Aufnahme erfordern. 

 
 

Elternbeiträge, Beitragsfreiheit und Gastbeitrag 
 

 Für Kinder, die jünger sind als 30 Monate, die über keinen Hauptwohnsitz in Oberösterreich verfügen, 
ist ein Elternbeitrag gemäß des Oö. Kinderbetreuungsgesetzes 2007, LGBl. Nr. 39 /2007, i.d.F. 
der Novelle 2010, LGBl. Nr. 59/2010, zu leisten.   
 

Mit dem monatlich zu leistenden Kostenbeitrag der Eltern / Erziehungsberechtigten (Elternbeitrag) sind 
alle Leistungen der Kinderbetreuungseinrichtung abgedeckt, außer 
- die allenfalls verabreichte Verpflegung, 

- einen möglichen Kostenbeitrag für die Begleitperson beim Transport zur bzw. von der Kinderbe-
treuungseinrichtung und  

- angemessene Materialbeiträge (Werkbeiträge) oder Veranstaltungsbeiträge (Anmerkung: Vor-
schreibungen erst gültig mit Inkrafttreten der Oö. Elternbeitragsverordnung 2010) 

- allfällige Beiträge für eine Unfallversicherung des Kindes. 
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Der Kindergartenbesuch ist für Kinder mit Hauptwohnsitz in Oberösterreich vom vollendeten 30. Le-

bensmonat bis zum Schuleintritt nach Maßgabe der Bestimmungen der Novelle zum Oö. Kin-

derbetreuungsgesetz 2009, beitragsfrei.  
 
 

Kindergartenpflicht 
 
a) Zum Besuch des Kindergartens sind jene Kinder verpflichtet, die vor dem 1. September des je-

weiligen Jahres das 5. Lebensjahr vollendet haben und im Folgejahr schulpflichtig werden. 
b) Kinder, die gemäß § 7 Schulpflichtgesetz 1985 die Volksschule vorzeitig besuchen und Kinder 

die gemäß § 15 Schulpflichtgesetz 1985 vom Schulbesuch befreit sind, sind von der allgemei-
nen Kindergartenpflicht ausgenommen.  

c) Die Kindergartenpflicht beginnt mit dem 2. Montag im September und endet mit Beginn der 
Hauptferien gemäß Oö. Schulzeitgesetz, die vor dem 1. Schuljahr des Kindes liegen. Keine 
Kindergartenpflicht besteht an schulfreien Tagen und in den Schulferien. Ein Kind muss den 
Kindergarten im Jahr vor dem Schuleintritt an 5 Werktagen insgesamt mindestens 20 Wochen-
stunden regelmäßig besuchen. 

d) Die Unterschreitung der Mindestanwesenheit ist nur bei gerechtfertigter Verhinderung des Kin-
des zulässig. Eine gerechtfertigte Verhinderung liegt z.B.  
- bei Erkrankung des Kindes oder der Eltern / Erziehungsberechtigten,  
- bei außergewöhnlichen Ereignissen (z.B. Naturkatastrophen, Todesfall in der Familie) 
- oder bei urlaubsbedingter Abwesenheit von höchstens 3 Wochen, an denen Kindergarten-

pflicht besteht, vor. 
Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben die Kindergartenleitung von jeder Verhinderung un-
verzüglich zu benachrichtigen. Eine schriftliche Entschuldigung ist vorzulegen.  

 
 

Abmeldung von der Kinderbetreuungseinrichtung 
 
Die Abmeldung eines Kindes vom Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist nur zum Ersten ei-
nes jeden Monats unter Einhaltung einer zweiwöchigen Abmeldefrist möglich und hat bei Leitung 
des Kindergartens Ort im Innkreis zu erfolgen. Bei Abmeldung eines kindergartenpflichtigen Kindes 
ist bekannt zu geben, in welcher Einrichtung das Kind zukünftig seine Kindergartenpflicht erfüllen 
wird.  
 
 

Widerruf der Aufnahme in die Kinderbetreuungseinrichtung 
 
Die Aufnahme eines Kindes darf nur widerrufen werden, wenn 
a) die Eltern / Erziehungsberechtigten eine ihnen obliegende Verpflichtung trotz vorheriger schrift-

licher Mahnung nicht erfüllen oder 
b) nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den Bedürfnissen 

des Kindes besser gerecht wird oder 
c) der Besuch eines angemeldeten Kindes, nicht regelmäßig entsprechend der Anmeldung erfolgt 

(ausgenommen kindergartenpflichtige Kinder). 
 
Die Eltern / Erziehungsberechtigten können vom Rechtsträger eine schriftliche Begründung für den 
Widerruf der Aufnahme verlangen. Diese ist vom Rechtsträger der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis 
zu bringen. 
 
 

Zusammenarbeit mit den Eltern / Erziehungsberechtigten 
 

Die pädagogischen Fachkräfte stellen im Hinblick auf die pädagogischen Aufgaben der Kinderbetreu-
ungseinrichtung einen regelmäßigen Austausch mit den Eltern / Erziehungsberechtigten sicher 
und achten die erzieherischen Entscheidungen der Eltern / Erziehungsberechtigten unter Be-
dachtnahme auf das Kindeswohl. 

 
Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei der Festlegung der Öffnungszeiten, der Fe-

rienzeiten und in sonstigen organisatorischen Fragen ihre Vorstellungen einzubringen.  
Zu diesem Zweck  
lädt der Kindergarten Ort im Innkreis spätestens unmittelbar nach Beginn eines Arbeitsjahres zu ei-
ner Elternversammlung ein. 
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Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben das Recht, bei einem Antrag von mindestens einem Viertel 
der Eltern / Erziehungsberechtigten einer Gruppe die Einberufung einer Elternversammlung bin-
nen 14 Tagen zu verlangen.  

 
Die Wahl einer Elternvertreterin oder eines Elternvertreters oder die Gründung eines Elternvereins zur 

Wahrnehmung der Anliegen der Eltern / Erziehungsberechtigten gegenüber dem Rechtsträger 
ist anzustreben.  

 
9.5    Die Aufsichtspflicht der Kinderbetreuungseinrichtung endet mit der Verabschiedung der Kinder und 

Übergabe an die Eltern/Erziehungsberechtigten. 
9.6   Die Kinder dürfen nur von Personen, welche das 15. Lebensjahr vollendet haben, abgeholt werden. 
9.7     Bei Veranstaltungen haften die Eltern/Erziehungsberechtigten für ihre Kinder. 
9.8     Medikamente dürfen von den Kindergartenpädagoginnen nicht verabreicht werden, 
 

 

Pflichten der Eltern / Erziehungsberechtigten 
 

Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben mit dem Rechtsträger und den pädagogischen Fachkräften 
zusammen zu arbeiten.  

 
Die Eltern / Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass die Kinder die Kinderbetreuungsein-

richtung körperlich gepflegt sowie ausreichend und zweckmäßig gekleidet besuchen und die 
vereinbarten Besuchszeiten eingehalten werden. 

 
Die Kinder sollen in der Kinderbetreuungseinrichtung am Vormittag spätestens bis 09:00 Uhr anwe-

send sein und frühestens ab 11:45 Uhr abgeholt werden.  
Kindergartenpflichtige Kinder sollen zur Erfüllung des Bildungsauftrages spätestens bis 08:30 Uhr 
im Kindergarten anwesend sein und frühestens ab 11:45 Uhr vom Kindergarten abgeholt werden. 
Die Leitung des Kindergartens Ort im Innkreis meldet jene kindergartenpflichtigen Kinder der Be-
zirksverwaltungsbehörde, die ohne gerechtfertigten Verhinderungsgrund die Mindestanwesenheit 
gemäß Punkt 6 c (§ 3 a Abs. 4 Oö. KBG) unterschreiten.  
 

Eltern / Erziehungsberechtigten haben die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung von erkannten In-
fektionskrankheiten des Kindes oder der mit ihm im selben Haushalt lebenden Personen unver-
züglich zu verständigen. Gegebenenfalls ist das Kind so lange vom Besuch der Kinderbetreu-
ungseinrichtung fernzuhalten, bis die Gefahr einer Ansteckung anderer Kinder und des Perso-
nals der Kinderbetreuungseinrichtung nicht mehr besteht.  

Bevor das Kind die Kinderbetreuungseinrichtung wieder besucht, ist eine ärztliche Bestätigung dar-
über vorzulegen, dass eine Ansteckungsgefahr nicht mehr gegeben ist.   
In der Kinderbetreuungseinrichtung können den Kindern grundsätzlich keine Medikamente verab-
reicht werden. 
 

Eltern / Erziehungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass ein Kind, das nicht kindergartenpflichtig 
ist, die Kinderbetreuungseinrichtung regelmäßig besucht. Ist ein Kind voraussichtlich länger als 
3 Tage verhindert die Kinderbetreuungseinrichtung zu besuchen, so haben die Eltern / Erzie-
hungsberechtigten die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung unter Angabe des Grundes da-
von unverzüglich zu benachrichtigen und im Krankheitsfall auf Verlangen eine Bescheinigung 
des behandelnden Arztes vorzulegen.  

 
Die Eltern / Erziehungsberechtigten erklären hiermit, dass ihr Kind insgesamt mindestens fünf Wochen 

pro Arbeitsjahr, davon mindestens zwei Wochen durchgehend, Ferien außerhalb der Kinderbe-
treuungseinrichtung verbringt.  

 
Die noch nicht schulpflichtigen Kinder sind von den Eltern / Erziehungsberechtigten oder deren Beauf-

tragten, sofern diese zur Übernahme der Aufsicht geeignet sind, in die Kinderbetreuungseinrich-
tung zu bringen und von diesen wieder abzuholen. Dem Personal der Kinderbetreuungseinrich-
tung obliegt die Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder während des Besuchs der Kinderbetreu-
ungseinrichtung. Die Aufsichtspflicht in der Kinderbetreuungseinrichtung beginnt bei noch nicht 
schulpflichtigen Kindern mit der Übernahme des Kindes; bei Schülern mit dem Einlass der Kin-
der in die Kinderbetreuungseinrichtung. Sie endet bei noch nicht schulpflichtigen Kindern mit 
dem Zeitpunkt, in dem die Kinder den Eltern / Erziehungsberechtigten oder deren Beauftragten 
übergeben werden, bei Schülern mit dem Verlassen der Kinderbetreuungseinrichtung.   
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Außerhalb der Kinderbetreuungseinrichtung besteht die Aufsichtspflicht nur während der Teil-
nahme an Veranstaltungen im Rahmen des Besuches der Kinderbetreuungseinrichtung, wie 
z.B. Spaziergänge und Ausflüge.  

 
1.7. Eltern / Erziehungsberechtigten, deren Kinder mit dem von der Gemeinde organisierten Bus-

transport befördert werden, sind verpflichtet, ihr Kind rechtzeitig zur Halte(Sammel)stelle zu 
begleiten bzw. durch eine zur Übernahme der Aufsicht geeignete Person begleiten zu lassen, 
das Kind an die Begleitperson im Beförderungsmittel zu übergeben und von der Hal-
te(Sammel)stelle zum vereinbarten Zeitpunkt wieder rechtzeitig abzuholen bzw. von einer zur 
Übernahme der Aufsicht geeigneten Person abholen zu lassen. Der Beitrag für den Transport 
beträgt € 8,--pro Monat und Kind und wird nicht aliquotiert. 

 
 

Pflichten des Rechtsträgers 
 

Der Rechtsträger hat sicher zu stellen, dass die Kinder einmal jährlich ärztlich untersucht werden. 
* Die Eltern / Erziehungsberechtigten sind mit einer jährlichen kostenlosen ärztlichen Untersuchung 
des Kindes im Kindergarten / Hort einverstanden. 
* Es werden Bestätigungen über amts-, haus- oder kinderärztliche Untersuchungen als ausreichen-
der Nachweis anerkannt. 
 

Der Rechtsträger hat weiters sicherzustellen, dass den Kindern während des Besuchs der Kinderbe-
treuungseinrichtung ärztliche Hilfe geleistet werden kann.  

 
 
 
 

* Die Eltern / Erziehungsberechtigten von Kindern, die den Kindergarten besuchen, sind einverstan-
den, dass 1 x jährlich logopädische Reihenuntersuchungen durchgeführt werden und sich die grup-
penführende Pädagogin mit der Logopädin über das Ergebnis der Untersuchung austauscht.  

 
Ich nehme die vorliegende Kinderbetreuungseinrichtungsordnung hiermit zur Kenntnis und bestätige 
den Erhalt einer Ausfertigung. 
 
 
 

     

Datum  Unterschrift Rechtsträger  
Unterschrift Eltern / Erziehungsbe-

rechtigten 
 

 

Hinweis: Die Kinderbetreuungseinrichtungsordnung als privatrechtliche Vereinbarung kann vom 
Bürgermeister als Vertreter der Gemeinde unterzeichnet werden, sie muss aber zuvor im Gemeinderat 
aufgrund dessen Generalkompetenz beschlossen werden.  
Für alle privaten Rechtsträger fällt diese Bestimmung weg 
 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann vorstehende Kinderbetreuungseinrichtung für das 

Kindergartenjahr 2013/2014 einstimmig durch Hand erheben beschlossen. 

 

ad Punkt 4) 

Bgm. Reinthaler führt aus, dass die bestehende Kanalgebührenordnung nach Rücksprache mit 

dem OÖ. Gemeindebund wie folgt geändert werden soll: 

§ 2 Abs. 4 b: 

b) Bei Änderung des angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- und Umbau sowie bei 

Neubau nach Abbruch, bei Änderung des Verwendungszweckes sowie Errichtung eines wei-
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teren Gebäudes ist die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem 

bisherigen Stand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 2 gegeben ist. 

Beratung: 

Der Vorsitzende erläutert, dass das Gartenhaus der Fam. Niedermayer für diese Änderung aus-

schlaggebend war und wurde diese Änderung vom Gemeindebund angeraten. GR Brandstötter 

erkundigt sich nach den Sondervereinbarungen bei Objekten mit mehr als 250 m². Dazu verweist 

die Schriftführerin auf die gültige Kanalgebührenordnung, wo diese Abstufungen ohnehin schon 

enthalten sind und folglich keine Sondervereinbarungen für diese Fälle mehr notwendig sind.  

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben nachstehende Ände-

rung bzw. Verordnung beschlossen: 

 

VERORDNUNG 
 

des Gemeinderates der Gemeinde Ort im Innkreis vom 24. Juni 2013, mit der die Verordnung 

des Gemeinderates 17.3.2011, 15.11.2012 und 13.12.2012 geändert wird. 

 

Aufgrund des Interessentenbeiträgegesetzes 1958, LGBL.Nr. 28 und des § 15 Abs. 3 Zi. 4 des 

Finanzausgleichsgesetzes 2008 in der geltenden Fassung wird verordnet: 

§ 2 Abs. 4b  hat zu lauten: 

 

b) Bei Änderung des angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- und Umbau sowie bei 

Neubau nach Abbruch, bei Änderung des Verwendungszweckes sowie Errichtung eines wei-

teren Gebäudes ist die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem 

bisherigen Stand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 2 gegeben ist. 

 

Die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung beginnt mit 1. August 2013. 

 

ad Punkt 5) 

Beim Flächenwidmungsplanänderungsverfahren Watzinger ist laut Ausführung von Bgm. 

Reinthaler das Stellungnahmeverfahren abgeschlossen und soll der endgültige Gemeinderatsbe-

schluss für die Wohngebietswidmung herbeigeführt werden. Die Stellungnahmefrist endete am 

24. Mai 2013 und wurden von den Anrainern keine Einwände gegen die Umwidmung erhoben. 

Seitens der Landesstraßenverwaltung wurde eine Stellungnahme dahingehend abgegeben, als bei 

einer Notwendigkeit zur Errichtung einer Abbiegespur durch die Erhöhung des Verkehrsauf-

kommens oder als Maßnahme zur Hebung der Verkehrssicherheit an Zufahrtskreuzungen mit den 

übergeordneten Landesstraßen, diese nach dem Verursacherprinzip zu errichten sind. Von der 

Straßenverwaltung können derartige Kosten nicht übernommen werden. Das diesbezügliche 

Schreiben wird dem Gemeinderat zur Kenntnis gebracht. 

Beratung: 

Der Vorsitzende erläutert, dass der Amtsleiter diesbezüglich mit dem Straßenmeister Verbindung 

aufnahm und es handelt sich dabei um einen üblichen Passus. Dieser Umstand wurde auch Herrn 

Watzinger zur Kenntnis gebracht und soll in diesem Bereich jedenfalls die Verlegung des Orts-

gebietes (Versetzung der Ortstafel) erfolgen. 
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Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben nachstehende Flä-

chenwidmungsplanänderung von Grünland in Wohngebiet beschlossen. 

 

 
 

 

ad Punkt 6) 

Der Vorsitzende stellt fest, dass sich der Gemeinderat in mehreren Sitzungen und Abstimmungen 

sowohl unter der Amtsführung seines Vorgängers Hauer, als auch unter seiner Amtsführung 

mehrheitlich für den Ankauf des Grundstückes Ort 81 ausgesprochen hat und es soll dort das 

neue Gemeindeamt errichtet werden. Vom 16.12.2008 datiert ein Schätzgutachten für diese Lie-

genschaft Ort 81 mit einer Grundstücksgröße von 724 m² und dem darauf befindlichen Objekt 

mit ca. € 37.932,--. In der Beantwortung der Aufsichtsbeschwerde vom 11.4.2013, hieramts ein-

gelangt am 17.5.2013 (nach zweimaliger Urgenz), stellt die Direktion Inneres und Kommunales 

fest, dass mit der Gesamtsumme von € 60.000,-- für den Grundstücksankauf jedenfalls das Aus-

langen zu finden ist, wobei die Abbruchkosten für das auf dem Grundstück befindliche Objekt 

die Verkäufer zu tragen haben.  

Beratung: 

Am 13.6.2013 fand ein Gespräch mit den Besitzern Berta und Karl Mayr in Anwesenheit von 

Ernst Mayr, sowie AL Trausinger und ihm selbst statt. Dabei gab es verständlicher Weise noch 

kein Ergebnis und konnte auch am vergangenen Freitag keine Einigung erzielt werden. Die Vor-

stellungen der Ehegatten Mayr liegen über dem möglichen Rahmen von € 60.000,-- bzw. sollen 

nach dessen Vorstellungen zu den € 60.000,-- die Abbruch- sowie Vertragskosten ec. von Ge-

meindeseite getragen werden. Für GV Hölzl wurden die Vorgaben eindeutig im Schreiben des 

Landes OÖ. festgelegt und kann dies nicht verantwortet werden. Er beziffert  zur Anfrage von 

GR Ing. Badergruber die Abbruchkosten mit rund € 12.000,-- bis € 15.000,--.  Nach Ansicht von 

GV Bachmayer soll hier noch weiter verhandelt werden und es verweist der Vorsitzende auf die 

Bewertung aus 2008. GR Brandstötter stellt auch fest, dass in diesen € 60.000,-- alle Nebenge-
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räusche (sprich Abbruch- und sonstige Vertragskosten ec.) enthalten sein müssen. Rechnet man 

hier einen Grundpreis von € 40,-- ergibt sich bei 752 m² ein Grundpreis von rd. € 30.000,--.  GV 

Mayr möchte sich hier nicht viel äußern. Er betont nur, dass beim Schätzgutachten ein Ver-

gleichsgrund in Bischelsdorf herangezogen wurde (€ 23,--/m²) und man muss klar festhalten, 

dass dies nicht realistisch ist. Nach Ansicht von GV Hölzl sollte man aber den Grund im Ortsze-

ntrum nicht überbewerten. Der Vorsitzende stellt fest, dass nach dem Gespräch am 13.6. eine 

Berechnung mit dem ortsüblichen Preis von € 38,-- (Fa. Benteler) angestellt wurde und es er-

rechnet sich ein Mehrpreis von € 9.600,--. Andererseits hat sich der Wert für das leerstehende 

Gebäude verringert und man kommt etwa auf einen Wert von € 48.000,--.  GV Bachmayer stellt 

fest, dass es erst 2 Verhandlungen gab und die 1. Gesprächsrunde am 13.6. stattfand und es gab 

mit Sicherheit schon Grundverkäufe, welche länger dauerten. Herr Mayr ist Kaufmann und man 

sollte noch weiter verhandeln. Zu den Abbruchkosten führt GV Mayr aus, dass laut Aussage der 

Fa. Zahrer diese bei rund € 13.000,-- liegen werden. Bgm. Reinthaler stellt fest, dass er entgegen 

der Aussage von Herrn Mayr sen. der Fa. Fussl viel Wertschätzung entgegen bringt und er wird 

nochmals ein Gespräch anstreben. Die Gemeinde hat aber nicht viele Möglichkeiten bzw. kann 

über diese € 60.000,-- nicht hinausgegangen werden und man muss dies auch gegenüber der Be-

völkerung vertreten können. Zum Grundstückspreis erkundigt sich GR Bachmayer Karl nach den 

Preisen bei der Gehsteigerrichtung und es verweist GV Hölzl auf € 25,-- in seinem Fall bzw. 

führt Bgm. Reinthaler im Betriebsbaugebiet einen Grundpreis von € 20,-- für den Straßenbau an. 

GR Gurtner erkundigt sich nach dem Kaufpreis für die Fa. Zahrer beim Objekt Ort 6, welches 

auch abgerissen wurde. Außerdem soll ihrer Meinung nach die Angelegenheit jedenfalls im heu-

rigen Jahr abgeschlossen werden. Zur Pauschale von € 15.000,-- bei der Fa. Zahrer verweist Vi-

zeBgm. Flotzinger auf die einmalige Gelegenheit, welche einfach nicht ausgeschlagen werden 

konnte. GR Brandstötter stellt fest, dass diese Sachen nicht vergleichbar sind. Jedenfalls betont 

er, dass für den Fall, dass der Gemeinderat mehr als € 60.000,-- beschließt, er dies dem Land zur 

Überprüfung vorlegen werde. Bgm. Reinthaler stellt fest, dass dieser Punkt bis zur nächsten Sit-

zung vertagt wird. GR Zeilberger tritt dafür ein, dass ansonsten die Alternative Sanierung betrie-

ben werden soll. 

 

ad Punkt 7) 

Der Vorsitzende erklärt, dass GV Bachmayer Silvia in der GV-Sitzung anregte, dass die Spende 

des Sitzungsgeldes nicht erst im Dezember sondern schon jetzt zugunsten der Hochwasseropfer 

in Schärding als kleines Zeichen der Solidarität ,erfolgen soll. Als ehemaliger Schärdinger hätte 

er dies auch vorgeschlagen. Obwohl natürlich jeder Gemeinderat selbst über sein Sitzungsgeld 

verfügen kann, empfiehlt der Gemeindevorstand einstimmig, das Sitzungsgeld an die Hochwas-

seropfer in der Stadt Schärding zu spenden und es errechnet sich eine Summe von € 582,92, wel-

che auf € 600,-- aufgerundet und auf das Spendenkonto der Stadt Schärding angewiesen werden 

soll. 

Beschluss: 

Über Antrag des Vorsitzenden wird sodann einstimmig durch Hand erheben die Spende des Sit-

zungsgeldes der heutigen Sitzung für die Hochwasseropfer der Stadt Schärding beschlossen. 

Bgm. Reinthaler wird diesbezüglich ein offizielles Schreiben an Bgm. Angerer richten. 

 

Vor Punkt „Allfälliges“ stellt GR Brandstötter fest, dass er einen Protokolleinspruch gegen das 

Protokoll der letzten GR-Sitzung habe, da die Nummerierung der Tagesordnung im Mantelbogen 

nicht mit der Nummerierung im Text übereinstimmt. Offensichtlich wurden die Tagesordnungs-

punkte falsch nummeriert und es wird dies korrigiert. 
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ad Punkt 8) 

Unter Punkt “Allfälliges”  kommt Bgm. Reinthaler auf das Hochwasser Anfang Juni zu sprechen 

und es hat dabei das Rückhaltebecken sehr viel gebracht (Wasserstand 6 m). Der Osternachbach 

stieg viel schneller als die Antiesen. Außerdem gab es hinter dem Wohnhaus von Herrn Thomas 

Hartinger eine Hangrutschung mit einer Abrißkante von 1,5 m und er zeigt dem Gemeinderat 

entsprechende Fotos. Der Forstweg und die Gärten Eitzlmayr und Hartinger wurden in der Folge 

gesperrt. In diesem Zusammenhang war auch Herr Hamminger Günter anwesend und wurde die-

ser auf das Hochwasserprojekt angesprochen. Herr Hamminger führt dies auf den Rücktritt des 

Bauausschussobmannes zurück. Heute konnte festgestellt werden, dass Ort in der Reihung für 

OÖ. nicht mehr drinnen ist. GS Trausinger verweist auf ein Schreiben an die Büroleiterin von LR 

Hiegelsberger vor etwa 4 Wochen, wo auf den bekannten Stillstand hingewiesen wurde. Die 

Gemeinde Ort kann als Abgangsgemeinde nicht einfach die Kosten der Marktgemeinde Rei-

chersberg vorfinanzieren. Es geht hier tatsächlich um € 4.000,-- und man kann deshalb nicht ein 

Projekt sterben lassen. Es wurde mit Herrn DI Riegler vom Gewässerbezirk Verbindung aufge-

nommen und wurde dies bei der Marktgemeinde Reichersberg urgiert und es wurde in einem 

Gespräch darüber informiert, dass die Kosten von DI Wölfle und dem Institut Blattfisch nur vor-

zufinanzieren sind und werden diese Ausgaben bei der Umsetzung des späteren Projektes ange-

rechnet. Es handelt sich praktisch um eine Vorfinanzierung bis zum Baubeginn. Ab diesem Zeit-

punkt erfolgt dann die Rechnungslegung durch den Gewässerbezirk. Auf Grund der Einreichung 

bei der wr. Behörde ergab sich die Forderung der Beibringung der Unterlagen durch die Fa. 

Blattfisch und erfolgte seitens der Gemeinde Ort die Auftragsvergabe Ende Februar. Die Ge-

meinde Reichersberg ist immer noch säumig. Durch den Mandatsverzicht von Herrn Koppelstät-

ter erfolgte nunmehr eine Neubesetzung und gibt es eine Aufgabenteilung zwischen Bauaus-

schussobmann Schönberger (zuständig für den Straßenbau) und dem Obmannstellvertreter 

Hamminger Günter (zuständig für alle übrigen Belange). – 

Bgm. Reinthaler spricht seinen Dank der Fa. Baum. Greil, St. Martin aus. Diese haben das Mate-

rial für die Balancierbalken beim Kindergarten unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Dieser Bal-

ken wurde über Initiative der Arbeitskreisleiterinnen Geyer Gabriele und Kinzlbauer Pauline von 

den Gemeindearbeitern Wagner und Kinzlbauer errichtet. Für eine Dreier-Balancieranlage lag ein 

Kostenvoranschlag von rd. € 270,-- vor. – 

Der Vorsitzende stellt zur Woodstock-Veranstaltung fest, dass hier mit der Fa. Graustein events 

die geforderte  Vereinbarung geschlossen wurde. Der Haupteingang für diese Veranstaltung wird 

vor der Brücke sein. - 

Bgm. Reinthaler  spricht die Forderung von GR Wiesner zur Senkung der Lustbarkeitsabgabe auf  

5 % für die Orter Vereine an. Dies lässt das Gesetz aber derzeit nicht zu und es könnte dies nur 

über eine Subvention geregelt werden, was wiederum für eine Abgangsgemeinde schwierig ist. 

GR Brandstötter stellt fest, dass sicherlich kein Pauschalbeschluss gefasst werden kann, jedoch 

könnte im Einzelfall ein Antrag auf Herabsetzung auf 5 % gestellt werden. Es betrifft dies oh-

nedies nur Veranstaltungen, wo auch Eintritte verlangt werden. GV Hölzl sieht dies auch so und 

es müsste jedes Mal ein Beschluss herbeigeführt werden. -  

Bgm. Reinthaler informiert den Gemeinderat über das Schreiben von Frau Mag. Kasberger vom 

14.6.2013, wonach sie auf die von GS Trausinger gestellten Anfragen zu verschiedenen Vorha-

ben noch um Geduld ersucht. GS Trausinger führt aus, dass hier verschiedene Vorhaben zuguns-

ten der Zufahrtsstraße zur Fa. Benteler zurückgestellt wurden und es ist auch die Sache mit der 

Darlehensaufnahme noch abzuklären. Es wurde auch auf den Amtsgebäudeneubau bzw. die Situ-

ation beim beabsichtigten Pfarrhofneubau mit Feuerwehrzeugstätte und Musikprobenraum am 

Rande erläutert. Zum Pfarrhofneubau wird bemerkt, dass heute eine Besichtigung des Objektes 

Ort 3 erfolgte und es soll eine Schätzung gemacht werden. GV Hölzl gibt zu bedenken, dass die-

ses Objekt kein Zufahrtsrecht hat und es mindert dies den Wert. – 
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Zur Verkehrsberuhigung Ort Süd LeitnerStr./Pixner bis Feldweber/ VS-Bereich führt Bgm. Rein-

thaler aus, dass entgegen der Zusage von Herrn Zechmeister vom 19.6. bis heute keine Unterla-

gen übermittelt wurden. Sollte sich hier nicht umgehend etwas tun, spricht sich GV Mayr für die 

Entziehung des Auftrages aus. – 

Der Vorsitzende spricht seinen Dank der Straßenmeisterei Obernberg aus. Diese haben in Oster-

nach (beim Wohnhaus Zweimüller) die Gehsteigabschrägung vorgenommen, damit Herr Daniel 

Schneglberger mit dem Rollstuhl den Gehsteig nutzen kann. Er führt an dieser Stelle ein Schrei-

ben von LH-Stv. Hiesl an, wo dieser seinen Dank für diese Maßnahme an Herrn Mayr Ernst aus-

spricht. Tatsache ist, dass er als Bürgermeister im Mai diese Maßnahme schon mit der Straßen-

meisterei besprochen hatte und diese Ausführung nicht gleich möglich war. Vor 3 Wochen teilte 

Straßenmeister Bartlechner mit, dass er in Ort nichts mehr machen werde, zumal er schon wieder 

vom Land (seinem Vorgesetzten) betreten wurde. Es wurde hier anlässlich der Pfingstgespräche 

etwas im Zusammenhang mit dem Vorjahr angezündet und war diese Aktion kontraproduktiv. 

Als Mandatar wurde man angelobt um zum Wohl der Bevölkerung zu arbeiten. GV Mayr stellt 

fest, dass er bei den Pfingstgesprächen nicht anwesend war. Tatsächlich wurde dieses Problem 

bei der Gemeindevorstandssitzung angesprochen und er wurde daraufhin tätig. Bgm. Reinthaler 

bedankt sich trotzdem und es ist hier etwas Wichtiges geschehen. Er bezeichnet es aber als trau-

rig, dass sein Wort als Bürgermeister bei der Landesregierung nicht so viel gilt und es bedarf 

eines Anrufes von Herrn Mayr zur Verwirklichung. GV Mayr bemerkt, dass hier Beschuldigun-

gen im Raum stehen und man sollte sehen was Sache ist. Wie heißt der Vorgesetzte des Stra-

ßenmeisters. Er selbst habe mit Herrn Peter Schmid gesprochen und man sollte der Sache auf den 

Grund gehen. Für GR Brandstötter bedarf es hier einer gemeinsamen Aussprache. GS Trausinger 

verweist auf ein Telefonat mit dem Straßenmeister, wonach dieser auf Grund dieses E-Mails sehr 

verärgert war und er betonte überall anders Arbeiten auszuführen, nur nicht in Ort. Tatsache ist, 

dass es sich beim Gehsteig um eine Gemeindesache handelt und diese Arbeiten dann an eine 

Firma vergeben werden müssten. Anlässlich der Pfingstgespräche oder dem Besuch von LH-Stv. 

Hiesl bei der Fa. Fussl (in Sachen Photovoltaikanlage) wurden hier wieder Sachen angezettelt. 

GR Zeilberger kommt auf den Gehsteig in Osternach zu sprechen und betont, dass dieser von 

Daniel mit dem Rollstuhl schwer benützbar ist, zumal dieser ausgeschwemmt wurde und er 

könnte sich die Verlegung von Matten vorstellen. Für GR Wagner hätte es eines Leistenab-

schlusses bedurft. Nach Ansicht von VizeBgm. Flotzinger müsste dieser Bereich auch abgekehrt 

werden können. – 

GR Bachmayer Karl erkundigt sich nach den Kosten eines extra Wasserzählers der Gemeinde 

Ort bezüglich der Wasserversorgung von St. Martin und man benötigt hier nach Ansicht von GS 

Trausinger einen Fachmann. Es erfolgte bereits eine Überprüfung mit dem Meßbus und ist die 

Eingrenzung des Spitzenverbrauches erforderlich. GV Bachmayer spricht sich dafür aus, dass mit 

Senftenbach gesprochen wird (hier ist die Ortschaft St. Ulrich angeschlossen), um abzuklären, ob 

es auch dort Differenzen gibt. – 

GR Wagner führt aus, dass zuletzt eine Behauptung in den Umlauf gebracht wurde, wonach die 

Ruhebänke kaputt und nicht ausgemäht seien, was jeglicher Grundlage entbehrt. Einige Bänke 

sind verwittert. GV Hölzl verweist auf eine kaputte Bank in Aichberg und es wurde diese laut 

Aussage von GR Wagner repariert. – 

 

ad Punkt 9) FRAGESTUNDE 

Den Vorsitz hat die FPÖ. 

 

 

Am Schluss der Sitzung wünscht der Vorsitzende allen einen schönen Urlaub und schöne Ferien. 


